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sowie »Politische PlanungundStrategischeVorausschau« unddemgeplanten Zukunfts-

labor (siehe Kapitel II.3).

VI.2.2 Steuerungswissen: Dialogprozesse und Partizipation

Vorhandenes Steuerungswissen ist eine zentrale Bedingung für Steuerungsfähigkeit.

Landfried (1993: 325) wies in den 1990er-Jahren darauf hin, dass »die Problemdiagnose

und das Steuerungswissen sehr viel stärker zum Gegenstand der Forschung« gemacht

werden müssten, »als dies bisher in Untersuchungen zu staatlicher Steuerung der Fall

war.« AuchwenndieBedeutung vonWissen seitdemverstärkt Eingang in die Policy-For-

schung beziehungsweise in die Governance-Debatten erhalten hat (siehe etwa Schup-

pert/Voßkuhle 2008; Schuppert 2019; Schuppert et al. 2022), beschränkt sich die analy-

tische Perspektive weiterhin häufig auf die Prozesse der Entscheidungsfindung, Instru-

mentenwahl und Implementierung.Unter denBedingungen derDigitalisierungwird es

jedoch nochwichtiger, dieDimension des Steuerungswissens immermit in denBlick zu

nehmen. Zunehmender Komplexität und Kontingenz von Problemlagen stehen immer

mehrDatenundgeneriertesWissengegenüber.ZugleichwirddamitdieUmsetzungvor-

handenen Steuerungswissens in Steuerungsfähigkeit immer prekärer. Zwar lässt sich

auf der einen Seite die direkte Wirkung von Steuerungsinstrumenten auf Steuerungs-

objekte immer besser fundieren und damit vorhersagen. Auf der anderen Seite wird der

Beitrag dieses einzelnen Steuerungsimpulses zur Lösung komplexer wicked problems

tendenziell immer kleiner. Zugleich führt umfassenderes Kontextwissen durch die Ver-

datungderWelt dazu,dass nicht nurdieKenntnisse übermöglichenicht intendierteNe-

beneffekte exponentiell zunehmen, sondern auch dieWahrscheinlichkeit, dass diese bei

tatsächlichem Eintreten öffentlich wahrgenommen werden. Damit wird die Abwägung

und Entscheidung zwischen unterschiedlichen Steuerungsinstrumenten immer kom-

plexer, weil es immer schwieriger wird, eine (vermeintlich) eindeutig beste Lösung im

Diskurs zu propagieren – aus Ambiguität folgt Kontingenz.

Hieraus gibt sich die Notwendigkeit, verstärkt Steuerungswissen zu generieren –

wofür im Folgenden auf Dialogprozesse und Expert:innengremien vertieft eingegangen

wird (dass auch die Anwendung dieses Wissens in Form neuer Formate erfolgt, die es

ermöglichen sollen, Steuerung versuchsweise auszuprobieren, wird im nachfolgenden

Kapitel VI.2.3 anhand der sogenannten Experimentierräume aufgegriffen).

VI.2.2.1 Expert:innengremien

Stellungnahmen, Anhörungen, (Bei-)Räte (wie der Digitalrat oder der Zukunftsrat der

Bundesregierung) oder (Enquete-)Kommissionen gehören zu den Standardformaten

zur Einbindung von Expert:innen und ihres Wissens in politische Prozesse (die stärker

outputorientierte Einbindung über Plattformen wurde in Kapitel VI.1.2.4 behandelt).

Entsprechend umfangreich fällt die (politik-)wissenschaftliche Auseinandersetzung

mit diesemThemenbereich aus, die hier nicht gewürdigt werden kann. An dieser Stelle

sollen nur einige wenige Punkte herausgehoben werden.
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»DieAuslagerungkomplexerProblemeanExpert:innengremienhilft, eine chronisch

überlastete und kognitiv überforderte Politik zu entlasten« (Bogner 2021: 47). Zugleich

ist dieses Auslagern voraussetzungsvoll, wenn demokratie- und beteiligungsorientierte

Maßstäbe berücksichtigt werden sollen. Der institutionelle Kontext muss transparent

und reflexiv beschaffen sein, sodass nicht nur eine Kontrolle der Expert:innengremi-

en, sondern auch wirksame Infragestellung von Expert:inneneinschätzung durch Drit-

te (wie etwas zivilgesellschaftliche Akteure) möglich ist. Denn die Einbindung von Ex-

pert:innen bietet diesen exklusiven Zugang zu politischen Prozessen.5 Ansonsten be-

steht die Gefahr einer »neuen Form der Expertokratie, die allein technisch definiert ist«

undprimär »koordinative und infrastrukturelle Probleme« statt »politische[r]Wert- und

Systemfragen« berücksichtigt (Nosthoff/Maschewski 2019: 47).

Dies weist darauf hin, dass bei der Übertragung und dem Arbeitsauftrag an Ex-

pert:innengremien gleichzeitig berücksichtigt werden muss, ob es sich bei der Debatte

um den Gegenstand der Expert:innenbetrachtung primär um einen Wissens- oder um

einen Wertekonflikt handelt (siehe auch Kapitel IV.2.2.1). Wenn bei Letzterem kein

allgemeingültigerWertekonsens existiert, bedeutet dies zwar nicht, dass Expert:innen-

gremien gänzlich unangebracht wären. Allerdings erscheint dann eine ausschließlich

beschränkte Auslagerung instrumenteller Aspekte sinnvoll, wohingegen die wertebe-

zogene Konfliktlinie gesellschaftspolitisch bearbeitet werden muss (vgl. Bogner 2021:

51).

Ganz unabhängig davon darf die Einbeziehung von Expert:innen in politische Ent-

scheidungsprozesse nicht als Expertokratie missverstanden werden. In der Regel han-

delt es sich um eine bestimmte Form der Politikberatung oder der Vorverhandlung zwi-

schen relevanten Akteuren und nicht um eine direkte Beeinflussung oder gar Vorweg-

nahme der politischen Entscheidungsfindung.Winter (2007: 229) weist darauf hin, dass

gerade die in Parlamentsanhörungen als Experten geladenen Verbände und Personen

nicht mit einer entsprechenden Einflussmacht gleichgesetzt werden können:

»Die Zusammensetzung des Expertenkreises bei öffentlichen Anhörungen ist daher

eher ein Indikator für die taktischen Kalküle von Parteien als für die Bedeutung der

eingeladenen Interessengruppen.«

Dieser begrenzte Einfluss kann auch auf Expert:innenkommissionen und -räte übertra-

gen und an deren zahlreichen Abschlussberichten nachgezeichnet werden, deren Emp-

fehlungen keinen oder nur geringen Einfluss auf der politischen Ebene entfalten konn-

ten. Zugleich können diese Berichte und Empfehlungen auch ausschließlich den Mini-

malkonsens zwischen den beteiligten Expert:innen darstellen oder starke Minderheits-

voten enthalten. Neunecker (2016: 61) weist daher darauf hin, dass sich bezogen auf die

Einflussperspektive »Enquete-Kommissionen schließlich nicht wesentlich von anderen

Formen der zivilgesellschaftlichen Partizipation« unterscheiden würden. Beide gäben

5 Diese gilt auch in Krisensituationen wie der Coronapandemie. »Die wissens- und evidenzbasier-

te Pandemiebekämpfung beschleunigte solche Tendenzen. Expert*innenwissen ist exklusiv, und

wenn es politisch entscheidet, wird die Demokratie ebenfalls exklusiv« (Burchardt 2021: 82).
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imWesentlichen ausschließlich Empfehlungen und Lösungsvorschläge ab, die vomPar-

lament berücksichtigt werden könnten, aber nichtmüssten.Hier verbleibt die Entschei-

dungskompetenz also klar auf der parlamentarischen Ebene, und die tatsächliche (di-

rekte)Wirkmächtigkeit der eingebundenen Personen bleibt beschränkt. So kommt auch

Siefken (2007: 318) in seiner Untersuchung von Experten:kommissionen in der rot-grü-

nen Koalition zwischen 1998 und 2005 zu dem Schluss, dass deren Funktion vor allem in

der »inhaltliche[n] Klärung von Sachverhalten in Verbindungmit einer Vorverhandlung

zwischen beteiligten Akteuren des Politikfeldes« bestand. Es seien auf der einen Seite

zwar keine rein symbolischen Veranstaltungen, deren Empfehlungen überhaupt keine

Umsetzung erfahren. Auf der anderen Seite würden deren Ergebnisse »von den politi-

schen Akteuren sehr pragmatisch als Ressource in der Argumentation genutzt« werden

(ebd.: 317).

Zugleich ist die Analyse einer Epistemisierung der Politik richtig (vgl. beispielsweise

Bogner 2021). Noch nie waren Politiker:innen mehr auf externe Expertise und wissen-

schaftlichen Sachverstand angewiesen als aufgrund von wicked problems im digitalen

Zeitalter. Zugleichwird die einzelnewissenschaftliche Expertise immerweniger »wert«.

Nicht, weil Wissensgehalte im Widerspruch oder Konflikt zueinander stehen würden,

sondern vielmehr, weil sie häufiger in Konkurrenz zueinander stehen.6 Denn genauso,

wie wicked problems aufgrund ihrer Komplexität immermehr Beratungsleistung erfor-

dern, um sie möglichst vielschichtig analysieren, verstehen und bewerten zu können,

gibt es immer weniger einen eindeutigen Lösungsansatz, ummit ihnen so umzugehen,

dass dabei alle Facetten,Wechsel- undNebenwirkungen berücksichtigt werden.Denn je

genauerman hinguckt, destomehrDetail erkanntman zwar, dasGesamtbildwird dabei

aber immer unschärfer. Daraus sollte nicht gefolgert werden, dass sich aus der Konkur-

renzzwischenDeutungenunterschiedlicherwissenschaftlicherDisziplinensowiediver-

gierenden Interessenlagen verschiedener Akteursgruppen nur Nachteile ergäben. Am

Beispiel der Coronapandemie führt Bude (2022: 254) aus, dass es durchaus zielführen-

der sein kann, wenn aus Steuerungsperspektive nicht primär auf einen Ausgleich – im

Sinne einesKompromisses zwischenallenAkteuren –hingearbeitetwird, »sonderndass

man soziale Pakte schmiedenmuss, bei denendieKompetenzen sich imBlick auf ein ge-

meinsames Ziel ergänzen.« Gleichwohl werden Steuerungsbemühungen dadurch nicht

einfacher.

Denn die zweite Seite der Medaille der Epistemisierung der Politik ist die Politi-

sierung von Entscheidungen und Konflikten. Politische Entscheidungen müssen sehr

viel diskursiver,mit Argumenten nicht nur im politischen, sondern auch immer stärker

im öffentlichen Raum begründet, in konflikthaften Konstellationen durchgesetzt und

permanent verteidigt werden. Sie führt also dazu, dass politische Steuerungsfähigkeit,

6 Dies zeigt etwa die Coronakrise mit unterschiedlichen fachwissenschaftlichen Perspektiven auf

die Notwendigkeit, Sinnhaftigkeit und Wirkung politischer Maßnahmen. So blicken Epidemio-

log:innen, Mediziner:innen, Kinder- und Jugendpsycholog:innen, Bildungswissenschaftler:innen,

Soziolog:innen oder Rechtswissenschaftler:innen nicht zuletzt mit unterschiedlichen Prioritäten

auf denselben Gegenstand. Zur Rolle einzelner Disziplinen im Pandemiegeschehen siehe an-

schaulich beispielsweise Bude (2022).
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nicht nur wegen des mit der Digitalisierung zwar immer »einfacher« im großen Daten-

umfang zu generierenden, aber gleichzeitig immer schwieriger zu analysierenden und

interpretierenden Steuerungswissens, prekärer wird, sondern auch, weil die begründe-

te, zielgerichtete Auswahl der Steuerungsinstrumente bei ambigen Problemlagen im-

mer kontingenter wird. Ein Versuch, auf diese Situation zu reagieren, besteht darin,

Prozessepartizipativer zugestaltenunddieAkteursbasis derWissensproduktion zu ver-

breitern – zumBeispiel in Richtung einer stärkeren Bürger:innenbeteiligung.Dies wird

anhand von Dialogprozessen deutlich, die im folgenden Kapitel im Zentrum stehen.

VI.2.2.2 Dialogprozesse

(Steuerungs-)Wissenwird nicht nur über Expert:innengremien oder Enquete-Kommis-

sionen generiert. Auch beteiligungs- und dialogorientierte Formate gehören zum be-

kannten Repertoire im politischen Prozess. Beteiligungsverfahren finden insbesondere

bei Gesetzgebungsinitiativen undGesetzesformulierung (etwa durch Einholen von Stel-

lungnahmen oder Einladungen zu Ausschussanhörungen im Bundestag) oder im Kon-

text von Strategiebildungsprozessen7 statt. Im Rahmen dieser Verfahren sind auch Dia-

logformate möglich, die somit kein grundlegend neues Instrument im politischen Pro-

zess darstellen. Bei diesen handelt es sich allerdings nicht um Formate, die möglichst

viele Gruppen einbinden sollen, da sie sich vielmehr auf das Wissen eines erweiterten

Expert:nnenkreises fokussieren. Zumeist beschränken sie sich auf Wissenschaftler:in-

nen sowie Vertreter:innen ausWirtschaft, Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Orga-

nisationen.

In den letzten Jahren wurden in den als Dialogprozesse8 benannten Verfahren jedoch

verstärktBürger:innen indenProzess eingebunden (sieheTabelle 22).9 Beispielhaft hier-

für ist der bereits erwähnte Prozess vom Grünbuch zum Weissbuch Arbeiten 4.0 des

BMAS (siehe Kapitel V.2.3). Aber auch zu anderen Themenbereichen fanden bei unter-

7 Die Ministerien setzen insbesondere bei neuen technologischen Entwicklungen, denen auf der

einen Seite ein großes Potenzial eingeräumt wird, deren tatsächliche Anwendung und Schwierig-

keiten in der Umsetzung aber auf der anderen Seite noch nicht klar ersichtlich sind, auf Strategie-

papiere, die unter Einbeziehung der Positionen undVorschläge relevanter Akteure entwickelt wer-

den. Beispielhaft sei hierfür auf die Blockchain-Strategie von BMWi und BMF verwiesen. Für die

Strategieerstellung wurde die Website http://www.blockchain-strategie.de gelauncht, um bun-

desweit tätigen »Verbänden, Unternehmen, Organisationen, Institutionen sowie Expertinnen und

Experten« die Gelegenheit zu eröffnen, »die Strategie mitzugestalten« (BMWi/BMF 2019a). Diese

»Online-Konsultation« sollte eine »breite und transparente Beteiligung« ermöglichen (BMWi/BMF

2019b).

8 Gleichwohl beinhaltet nicht jedes als Dialogprozess bezeichnete Konzept eine Beteiligung von

Bürger:innen, so etwa der vom BMWK im Juli 2022 gestartet Dialog »Mittelstand, Klimaschutz

und Transformation« (vgl. BMWK 2022b) oder die bereits erwähnte CDR-Initiative (siehe Kapitel

III.2.6).

9 An dieser Stelle wird nicht weiter auf Konzepte oder Herausforderungen einer digitalen Bürger:in-

nenbeteiligung (die häufigmit unter dem Label der E-Partizipation behandelt wird) eingegangen.

Siehe hierzu etwa den Sammelband von Leitner (2018) oder die Studie von Oertel et al. (2018) zur

»Online-Bürgerbeteiligung an der Parlamentsarbeit«.
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schiedlichen Ressorts auf Bundesebene Dialogprozesse mit Beteiligung von Bürger:in-

nen statt (siehe Tabelle 22).

Tabelle 22: Ausgewählte Dialogprozesse auf Bundesebenemit Bürger:innen-Beteiligung

Ressort Dialogprozess Zeitraum

BMAS Arbeiten 4.0 4.2015-11.2016

Bundesregierung Nationale Nachhaltigkeitsstrategie 10.2015-3.2016

BMWi Digitale Plattformen 3.2016-3.2017

Auswärtiges Amt (AA) Nationale Sicherheitsstrategie 6.2022-9.2022

Quelle: Eigene Zusammenstellung und Darstellung.

Sogar fürdieNationaleSicherheitsstrategie –unddamitdenKernbereich staatlicher

Aufgaben – startete Außenministerin Baerbock am 18.03.2022 einen Dialogprozess. In

»einem gemeinsamen und inklusiven Prozess mit der Öffentlichkeit sowie Expertinnen

und Experten« sollen die »sicherheitspolitischen Herausforderungen unserer Zeit« dis-

kutiert werden und die »erarbeiteten Ergebnisse […] in den Entstehungsprozess der Na-

tionalen Sicherheitsstrategie« einfließen (Auswärtiges Amt 2022a). Hierzu finden un-

ter anderem sieben Bürger:innen-Dialoge und »Townhall-Workshops« statt (Auswärti-

ges Amt 2022b).

Der Begriff der Town Hall Meetings [Bürger:innenversammlung] ist eng mit Dialog-

prozessen verbunden, stellt jedoch ein spezifisches Instrument innerhalb dieser Pro-

zesse dar. Jenseits der organisierten Zivilgesellschaft und von Expert:innenkreisen wer-

den hierüber die Bürger:innen vor Ort – oft in demnamensgebenden Rathaus-, Bürger-

saal oder (Dorf-)Gemeinschaftshaus –mit einbezogen. Bei TownHall Meetings handelt

sichumeine (begrifflich ausdemUS-amerikanischenSprachraumübernommene) Form

der Bürger:innenbeteiligung durch ein offenes Veranstaltungsformat, bei dem sich ur-

sprünglich Politiker:innen oder politisch Verantwortliche vor allem den Fragen der An-

wesenden stellen. Heute variiert der Grad der Beteiligung sehr viel stärker. So sind so-

wohl reine Informations- undAufklärungsveranstaltungen als auchKonsultations- oder

partizipativeMitbestimmungsformatemöglich.Letztlich handelt es sich jedoch imKern

zunächst um informelle Beteiligungsverfahren (im Gegensatz etwa zu formellen Raum-

ordnungs- oderPlanfeststellungsverfahren10).Siedieneneherdazu, Informationenaus-

zutauschen, über politische Pläne undVorhaben zu informieren sowie Erfahrungen und

Meinungen einzuholen, als das sie auf partizipatives Mitentscheiden ausgerichtet wä-

ren.Gleiches gilt in der Regel auch für die Dialogprozesse, in die die TownHallMeetings

eingebettet sind.

10 Siehe hierzu etwa das »Handbuch für eine gute Bürgerbeteiligung« mit Vorschlägen für die Aus-

gestaltung einer frühzeitigen und kontinuierlichen Verfahrensbeteiligung bei der »Planung von

Großvorhaben im Verkehrssektor« des BMVI (2014).
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Aus Steuerungsperspektive können Dialogprozesse zwei Funktionen besitzen.

Zum einen lässt sich mit ihrer Hilfe Steuerungswissen generieren, mit dem die Erfolgs-

wahrscheinlichkeit von Steuerungsbemühungen erhöht, sowie Output, Outcome und

Impact – nicht zuletzt im Sinne einer höheren Output-Legitimität – verbessert werden

sollen. Dabei stellen sie – verglichen mit Stellungnahmen und Anhörungen, zu denen

nur ausgewählte Akteure Zugang erhalten – eine partizipationsorientiertere Form der

Beteiligung dar. Sie sollen eine deutlich breitere Gruppe von Akteuren – möglichst alle

Stakeholder:innen, um einen Interessenausgleich zu ermöglichen – in die Phasen des

Agenda-Settings oder der Politikformulierung miteinbeziehen. Dialogprozesse können

daher sowohl zeitlich weit vor – wenn es etwa um die Erstellung grundlegender Strate-

giepapiere geht – oder sogar ohne konkreten Bezug zu Gesetzesinitiativen als auch im

Gesetzgebungsprozess angesiedelt sein. Sie können aber nicht nurWissen und Experti-

se generieren undBürger:innen einbinden, sondern ermöglichen es auch,Konflikte und

Kontroversen bereits in einer frühen Phase des politischen Prozesses aufzugreifen (auch

hier also einen Interessenausgleich zu beginnen) sowie durch die Beteiligung die Akzep-

tanz für die nachfolgende Steuerung zu erhöhen. Damit dienen Dialogprozesse häufig

auch der politischen Kommunikation im Kontext einer responsiven Politikgestaltung sowie

der Erhöhung der wahrgenommenen Input-Legitimität von Steuerungsbemühungen.

Aus dieser Perspektive kommt ihnen in Bezug auf Steuerung zum anderen die Funktion

zu, das Potenzial für erfolgreiche Steuerung zu erhöhen – insbesondere angesichts einer

ausdifferenzierten Interessen(verbands)landschaft in vielen Politikfeldern.Mit Blick auf

den letztgenannten Punkt können die Einordnung und Bewertung der zunehmenden

Dialogorientierung allerdings auch negativ formuliert werden, wie etwa Döhler (2020:

10) es tut:

»Wenn es für die Ministerialverwaltung infolge der wachsenden Fragmentierung der

Verbändelandschaft sowie des Wachstums eher schwach organisierter NGOs schwie-

riger wird, verpflichtungsfähige Kooperationspartner zu finden, dann könnten die

Stakeholder-Dialoge als anspruchsärmere Variante der Konsens- und Legitimations-

beschaffung fungieren.«

Partizipative Elemente kommen allerdings nicht nur in dialogorientierten Formaten

zum Einsatz. Sie spielen auch bei den Versuchen, zunehmend experimentelle Settings

zur Erprobung neuer regulativer Steuerung zu etablieren, eine Rolle.

VI.2.3 Steuerungstest: Experimentierräume und -klauseln

Um Wissen über die Anwendbarkeit, Funktionsfähigkeit und Wirkung neuer Steue-

rungsansätze aus erster Hand zu erlangen, können neue Ansätze – im Modus des Trial

and Error – ausprobiert werden. Hierbei handelt es sich explizit nicht um ein muddling

through [»Durchwurschteln«] im Sinne einer »Strategie der unkoordinierten klei-

nen Schritte« ohne zentrale Steuerung und mit willkürlichem Ergebnis (Braybrooke/

Lindblom 1972: 140), sondern um ein gesteuertes experimentelles Setting, das sich

gerade durch eine stabile (regulative) Rahmung auszeichnet.
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